
 
 
 
 
 
 

Seminarankündigung 

 

Im Sommersemester 2024 veranstalten wir ein Seminar zum Thema 

 

„Aktuelle Fragen des Zivilprozess- und Insolvenzrechts“. 

 

Termin: Blockveranstaltung im Juli 2024 nach besonderer Ankündigung 

Es besteht Gelegenheit, über die als Studienarbeit ausgegebenen Themen zu referieren. Au-

ßerdem stehen folgende Themen zur Verfügung: 

1. Der schweizerische Zahlungsbefehl und das LugÜ (EuGH EuZW 2023, 473; BGH 

EuZW 2023, 473; Lücke, WM 2024, 45). 

2. Das Verhältnis der EuInsVO zu Drittstaaten 

3. Die Anfechtung der Zahlung von Einfuhrumsatzsteuer (BGH, Urteile vom 8.2.2024) 

4. Die Aufrechnung nach Kündigung von VOB/B-Bauverträgen in der Insolvenz (BGH, Urt. v. 

19.10.2023 – IX ZR 245/22) 

5. Absolute und relative Priorität im Insolvenzplan- (§ 245 InsO) und im Restrukturierungs-

planrecht (§§ 27, 28 StaRUG) 

6. Gesellschaftsrechtliche Zuständigkeiten bei freiwilligen Insolvenzanträgen und Restruktu-

rierungssachen (LG Hamburg ZIP 2023, 2646; AG Dresden ZIP 2023, 2316; AG Nürnberg ZIP 

2023, 2317, 2319) 

7. Der Umfang der Ausgleichspflicht nach § 15b Abs. 4 InsO (Bitter, ZIP 2024, 153) 

8. Rechtsmittel gegen Ordnungsgeld im einstweiligen Verfügungsverfahren (BGH NJW 2024, 

214) 

9. Ergänzende Vertragsauslegung im Rahmen von § 306 Abs. 2 BGB bei Verbraucherverträgen 

Bei Interesse melden Sie sich bitte per E-Mail unter der Adresse des Lehrstuhls bei Frau Estelle 

Petiot (insolvenzrecht@jurs.uni-heidelberg.de). 

Eine Vorbesprechung findet am Freitag, den 9.2.2024, um 9 Uhr (c.t.) im Übungsraum 3 

statt. 
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